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Liebe Leserin,
lieber Leser,
die Fraktion der offenen Liste der
Linkspartei. PDS möchte Sie mit
dieser  Zeitung über ihre Tätigkeit
im Stadtrat informieren.

Seit den Kommunalwahlen im
Jahr 1999 sind wir im Stadtrat ver-
treten, seit  2004 in Fraktions-
stärke.
Über unsere Arbeit im Rat, in den
Ausschüssen usw. gelangt kaum
etwas an die Öffentlichkeit; nicht
einmal bezahlte Anzeigen nimmt
die einzige Wuppertaler Tageszei-
tung von uns an und missbraucht
damit aus politischen Gründen
(„grundsätzlichen Gründen“, wie
der Girardet-Verlag selbst sagt)
ihre Monopolstellung (siehe S. 4
dieser Zeitung). Sie berichtet nicht
über die tatsächlichen Gescheh-
nisse im Rathaus und schon gar
nicht über deren Hintergründe.

In einer Zeit, in der  Bund und Land
mittlerweile seit Jahrzehnten die
Städte und Gemeinden regelrecht
ausgeblutet  haben, den Bürgern
immer mehr zugemutet und im-
mer nur gesagt wird, es sei für die
notwendigen Aufgaben  kein Geld
da, muss man einerseits  feststel-
len: Es ist in der Tat nicht viel Geld
da, und zwar  bei den Kommunen.
Auf Schritt und Tritt, im wahrsten
Sinne des Wortes, erfahren wir die
Finanznot unserer Stadt. Wer mit
dem Auto oder dem Bus fährt, be-
merkt schnell die starke Bean-
spruchung der Wirbelsäule wegen
der vielen Schlaglöcher; zu Fuß
erfährt man, dass viele der öffent-
lichen Treppen, für die Wuppertal
aufgrund seiner Topographie
einmal berühmt  war, gesperrt

sind, weil sie aus Kostengründen
nicht repariert werden können; so
werden den Bürgern lästige und
eigentlich unnötige Umwege ab-
verlangt, für deren Vermeidung
diese Treppen ja eigentlich einmal
gebaut  worden sind.

Elisabeth August
Elke von der Beeck
Gerd-Peter Zielezinski

Dies ist ein Beleg dafür, dass Bun-
des- und Kommunalpolitik eng
miteinander  verzahnt sind. Geld

Der Rat der Stadt möge be-
schließen:

1. Alle bisher ergangenen
Kostensenkungsaufforderungen
werden zurückgenommen.

2. Es werden keine weiteren
Kostensenkungsaufforderungen
versendet, solange keine
einheitliche Richtlinie für den
Umgang der Verwaltung mit
den Kosten der Unterkunft
(KdU) erarbeitet ist.

3. Umgehend wird eine sozial
ausgewogene KdU-Richtlinie
durch die zuständigen Stellen
unter Beteiligung der So-
zialverbände, der Wupper-
taler Mietervereine, der po-
litischen Gremien, des
ARGE-Beirates, des Arbeits-
losenhilfevereins und des
Erwerbslosen- und Sozial-
hilfevereins Tacheles erar-
beitet.

Begründung:

In Wuppertal erhalten z. Zt.
etwa 40.500 Menschen das
Arbeitslosengeld II. Gegen-
über der früheren Zahl der
Empfänger von Leistungen
nach dem BSHG sind das
17.000 Menschen bzw. 9.000

Bedarfsgemeinschaften mehr.
Nach einer vorsichtigen
Schätzung kann erwartet
werden, dass die gemäß § 22
SGB II zu erbringenden Lei-
stungen für Unterkunft und
Heizung bei gut 3.000 Be-
darfsgemeinschaften als nicht
angemessene - also  zu hohe –
Aufwendungen seitens der
ARGE erachtet werden. Die
Folge werden ungefähr 3.000 so
genannte Kostensenkungs-
aufforderungen – Aufforde-
rungen zum Wohnungswechsel
– an Betroffene in Wuppertal
sein.

Bei der hohen Zahl der Fälle und
angesichts der einschneidenden
Bedeutung solcher Aufforde-
rungen sind verbindliche und
berechenbare Richtlinien not-
wendig, an denen sich die
Betreffenden orientieren können.
Bislang gibt es solche offen-
sichtlich nicht. Anders ist es nicht
zu erklären, dass Aufforde-
rungen zum Wohnungswechsel
auch bei nur geringfügigem
Überschreiten der Miethöhe
ausgesprochen werden, mithin
höhere Umzugskosten ent-
stehen, als durch Einsparungen
überhaupt wieder gewonnen

gesetzliche und vertragliche
Kündigungsfristen gibt, die
zu beachten sind. Würden
die Betroffenen der Auf-
forderung zum Wohnungs-
wechsel in der gewünschten
Zeit nachkommen, hätten
sie oft mehrere Monats-
mieten für die aufgegebene
Wohnung zu zahlen, die
ihnen keine Behörde
erstattet.

Da § 22 Abs. 1 Satz 1 SGB
II nur von Angemessenheit
der Unterkunftskosten
spricht, dieser unbestimmte
Rechtsbegriff aber von den
Kommunen ausgefüllt wer-
den muss, ebenso wie “Be-
sonderheiten des Einzel-
falles angemessen zu be-
rücksichtigen” sind, ist es
erforderlich,  zur Vermei-
dung von Ungleichbe-
handlung konkrete Richt-
linien zur Anwendung dieser
Vorschriften zur Verfügung
zu stellen. An der Erar-
beitung solcher Richtlinien
müssen Menschen beteiligt
sein, die einen Überblick
über das Geschehen auf
dem Wohnungsmarkt ha-
ben, damit Richtlinien nicht
an der Realität vorbei er-
arbeitet werden.

Helios-Kliniken
S. 2

Rußfilter für WSW-
Fahrzeuge     S. 3

Das Kurbad
erhalten!          S. 3

Demokrat aus
Wuppertal    S. 4

Demokratie und
die WZ             S. 4

men untereinander  tätigen. Selbst
ehemals staatliche Konzerne wie
die Post und die Telekom, die auf
der einen Seite Tarife erhöhen, auf
der andern Seite aber überra-
schenderweise Milliarden Euro
flüssig machen können, um sich
auf dem österreichischen oder
US-Markt einzukaufen.

Die Bundesrepublik Deutschland
ist kein armes Land, und Wup-
pertal ist kein Notstandsgebiet. Es
ist skandalös, dass die kom-
munalpolitischen Vorgaben so
gesetzt werden, als wäre es  so:
Die Klassenräume in den Schu-
len müssen von den Eltern der
Schüler renoviert  werden,  weil
die Stadt  kein Geld dafür  hat, Bi-
bliotheken  und Museen haben
lächerliche Anschaffungs- und
Personaletats, das feste En-
semble des Sprechtheaters wird
auf ein Minimum verkleinert und
bei Bedarf durch Schauspiel-
schüler ergänzt. Man könnte die
Liste beliebig fortsetzen.

Die Stadt Wuppertal passt sich
seit Jahren dieser Finanznot an
und ergibt sich in ihr Schicksal.
Aufgabe einer Politik, die den
Menschen dient, ist es, sich dafür
einzusetzen, dass die Kommunen
eine eigenständige wirtschaftliche
Grundlage bekommen. Wir for-
dern eine Gemeindeinanzreform,
die die Gewerbesteuer  erweitert.
Die neue Gemeindewirtschafts-

ist in unserem Land reichlich vor-

steuer soll mehr wirtschaftliche
Tätigkeit erfassen.

Mit unserer  Zeitung, die etwa vier-
mal  jährlich erscheinen soll, wol-

handen. Es darf nicht sein, dass
Schulen und Kindergärten,
Schwimmbäder und Bibliotheken

len wir Ihnen sagen, was wir tun.

Verkäufe, welche die großen Fir-

geschlossen werden müssen.
Man denke nur an die An- und

Die Stadtverordneten E. von der Beeck, G.-P. Zielezinski und E. August

Umzug wegen Arbeitslosengeld II
Antrag der PDS Fraktion vom 14. Juni 2005:

        September 2005        Nr. 1

5. Kommunalpolitisches Plenum
 der Stadtverordneten, Ausschußmitglieder und

Bezirksvertreter
Berichte und anschließende Beratung

22. September, 18 Uhr
im Ratscasino, Rathaus

Gäste sind herzlich willkommen.

werden können. Auch wird häufig
nicht berücksichtigt, dass es



Streit um die Personalpolitik der Helios
Kliniken GmbH

Ende des Jahres 2002 beschloss
der Rat der Stadt mehrheitlich –
gegen die Stimmen der Rats-
gruppe der PDS –  , 94,9 % der
Gesellschafteranteile der Stadt
Wuppertal an der Klinikum GmbH
an Helios zu übertragen. Noch im
Jahr 2002 hatte unter anderem
die Gewerkschft ver.di auch ge-
gen den damals schon geplanten
Verkauf der Kliniken Barmen und
Elberfeld  Unterschriften gesam-
melt. Letztlich war aber auch der
Betriebsrat mit der Abgabe der
Gesellschafteranteile einver-
standen – wie immer, um „Schlim-
meres zu verhüten“.

Gelobt wurde die vereinbarte Ar-
beitsplatzgarantie. Tatsächlich
war hierzu folgendes vereinbart
worden:

§ 1 Absatz I Ziffer 3 des Konsor-
tialvertrages besagt: [....]  Die be-
stehenden Rechte der Arbeit-
nehmer der Klinikum Wuppertal
GmbH werden durch die Über-
nahme von Anteilen an der Ge-
sellschaft durch die HELIOS
GmbH nicht berührt. [...]

In § 3 Absatz 1  des Vertrages
wird weiter ausgeführt: „Be-
triebsbedingte Kündigungen sind
ausgeschlossen bei besonders
schutzwürdigen Arbeitnehmern
(Sonderkündigungsschutz und
vergleichbar schutzbedürftigen
Arbeitnehmern). Im übrigen kom-
men betriebsbedingte Kündi-
gungen nur als „letztes Mittel“
nach Ausnutzung der natürlichen
Fluktuation und der Möglichkeit
zum Abschluss einvernehmlicher
Aufhebungsverträge in Betracht”.
[...]

Im Klartext:  Bestehende Arbeits-
verhältnisse gehen ohnehin – wie
andere Verbindlichkeiten auch –
von Gesetzes wegen auf die neue
(Mit-)Gesellschafterin über! Eine
besondere Vereinbarung zugun-

lei besonderen Schutz für be-
stehende Arbeitsverhältnisse!

Wenn jetzt die SPD herumrennt
und sich betroffen zeigt,  bleibt nur
die Schlussfolgerung: Entweder
der Vertrag wurde damals nicht
gelesen oder nicht verstanden,
oder: die SPD spielt Theater.
(Letzteres unterstellen wir mal als
wahrscheinlich!) Schon kurz nach
der Übernahme der Mehrheit der
Gesellschaf-teranteile verkündete
Helios, den Verpflegungsbereich
ausgliedern zu wollen, den
betrieblichen Küchenbereich zu
schließen. Diese Maßnahme

traf.  Jetzt allerdings müssen sich
die Fraktionen im Rat, die sei-
nerzeit den Absprachen zuge-
stimmt haben, vorhalten lassen,
dass es eben keinerlei Arbeits-
platzschutz gab, der über die
gesetzlichen Min-destvorschriften
hinausgegangen wäre.

  Realistisch gesehen bleibt den
Vertreter/inne/n der Stadt  im
Aufsichtsrat der GmbH nur übrig,
bei jeder einzelnen Kündigung,
bei jedem einzelnen Aufhe-
bungsvertrag akribisch zu prüfen,
ob unabweisliche betriebliche
Belange zugrunde liegen.
Festzustellen bleibt leider, dass
die Bedenken der damaligen
Ratsgruppe der PDS eben nicht
unbegründet waren, dass durch

-

Die Idylle täuscht: Blick auf das Klinikum Barmen

Öffnungszeiten der
Geschäftsstelle der Fraktion im
Rathaus Barmen, Wegnerstr.,

Zi. 242
Montag - Donnerstag 10-17 Uhr

Freitag 10-14 Uhr

sten von Arbeitnehmer/inne/n
enthält dieser Passus also nicht.

Betriebsbedingte Kündigungen
sind schon nach dem – noch –
geltenden Kündigungsschutz-
gesetz  unzulässig, solange es
andere Möglichkeiten des Ar-
beitsplatzerhaltes gibt.

Festgehalten wird:  Zuvor sind
die „natürliche Fluktuation“ und
der Abschluss von
„ A u f h e b u n g s v e r - t r ä g e n “
auszunutzen.  Auch hier sind
keine besonderen Schutz-
vorkehrungen erkennbar:  Jeder
Betrieb (selbst General Motors)
sieht zunächst zu,  beim Arbeits-
platz-Abbau  auszunutzen, dass
immer wieder Arbeitnmehmer/
in-nen in Ruhestand gehen oder
aus persönlichen Gründen
kündigen.

Aufhebungsverträge abzu-
schließen, bevor gekündigt wird,
ist ebenfalls gang und gäbe,
schon um Prozess-Risiken aus
dem Wege zu gehen.  Übersetzt
gesagt  bedeutet dieser Passus
also: zunächst friedlichen
Abgang aus den Arbeitsver-
hältnissen auszunutzen, ge-
gebenenfalls Mitarbeiter/innen
zum Abgang drängen (z.B.
vorzeitiger Ruhe-stand oder
aber eben durch Auf-hebungs-
verträge rauskaufen). Auch
insoweit ist keine besondere
Schutzmaßnahme für die Be-
schäftigten erkennbar.

Dass betriebsbedingte Kündi-
gungen nur letztes Mittel sein
dürfen – z.B. zuvor auch zu
prüfen ist, ob jemand betriebs-
intern um-gesetzt werden kann
–, schreibt schon das Kündi-
gungsschutzgesetz vor. Auch
insoweit gibt § 3 des Konsor-
tialvertrages nur die geltende
arbeitsrechtliche Situation
wieder, begründet aber keiner-

die fast vollständige Übertragung
der Kliniken GmbH an HELIOS
Arbeitsplätze gefährdet, wahr-
scheinlich sogar vernichtet wer-
den. Unsere Forderung bleibt
natürlich:  keine betriebsbeding-
ten Kündigungen, keine Aufhe-
bungsverträge aus betrieblichen
Gründen und kein Zwang zum
vorzeitigen Ruhestand.Eine Ver-
schlechterung der Ver-sorgung
von Patienten und Pa-tientinnen
ist ebensowenig vertretbar wie
die bewusst eingeleitete Ver-
größerung der Zahl von Ar-
beitslosen in dieser Region!Auf
jeden Fall werden wir fordern,
dass jede einzelne arbeits-
rechtliche Maßnahme dem Rat
der Stadt zur Überprüfung vor-
gelegt wird.

Der Rat der Stadt möge be-
schließen:

Allen Kindern von Arbeits-
losengeld-II-BezieherInnen
und BezieherInnen von
Leistungen aus SGB Xll  wird
an allen Ganztagsschulen ein
kostenloses Mittagessen er-
möglicht und kostenlose Be-
treuung an den OGGS
gewährt.

Begründung:
Die von der Verwaltung be-
absichtigte Kürzung des bisher
voll übernommenen Betrages
für ein Mittagessen in Ganz-
tagsschulen auf 1 Euro pro
Kind und Tag würde bedeuten,
dass Kinder aus besonders
einkommensschwachen Fa-

Das Schulessen für Bedürftige
muss kostenlos bleiben!
In der Sitzung vom 28. Februar
2005 stellte die Fraktion den
folgenden Antrag:

Haus der Jugend in
Barmen
Fliegt die Jugend raus?

Hat die Einführung des ALG II

schule ein Elternbeitrag von 15
Euro pro Monat.

wurde lange Zeit nicht umgesetzt,
weil offensichtlich die Umsetzung
dieser Pläne auf Schwierigkeiten

Viele Wuppertaler kennen das
Haus der Jugend in Barmen.
Immer haben sich hier Jugendliche
treffen können, auch Räume mie-
ten, um dort Veranstaltungen or-
ganisieren zu können. Auch we-
sentliche Teile der offenen Jugend-
arbeit finden dort statt.
Nun gibt es Umbaupläne seitens
der Verwaltung und damit auch
neue Nutzungsvorstellungen: Die
offene Jugendarbeit wird dort iren
Platz verlieren.Denn für Jugendar-
beit gibt es kein Geld vom Land.
Vom Land gibt es nur Geld für Kul-

tur, die natürlich auch wichtig ist,
aber nicht nur.
So soll denn das haus der Jugend
dem Kunst- und Kulturnach-
wuchs gute Gelegenheiten bie-
ten, sich auszuprobieren und dar-
zustellen. Die andern müssen
dann beispielsweise ausweichen
in die Teestube des CVJM an der
Adlerbrücke.
Die Fraktion der offenen Liste der
Linkspartei.PDS fordert die Fort-
führung der offenen Jugendarbeit
im Haus der Jugend, schon, da-
mit es nicht nur so heißt.

Offenen Ganztagsgrund-

geringen finanziellen Möglich-
keiten nicht aufbringen kön-
nen. Hinzu käme bei Wahr-
nehmung des Angebots der

Ca. 40 Euro monatlich sind für
manche ALG-II-BezieherInnen
eine Summe, die sie mit ihren

ausgeschlossen wären.
milien von der Verpflegung

Kleidung oder den Schul-
tornister können nicht mehr
beantragt werden. Zukünftig
bekommen Kinder noch nicht
einmal mehr den Zuschuss für
die Schulbücher und die
Monatsfahrkarte, wenn ihre
Eltern Arbeitslosengeld II be-
ziehen.

Zahlreiche Kinder aus armen
Verhältnissen müssten auf die
warme Mahlzeit verzichten
und wären damit zusätzlich ein

einmal besonders betroffen.
einmaligen Leistungen noch

schon zu einem Verlust von 5
-10%  gegenüber der Sozial-

geführt, sind sie durch den
hilfe für Familien mit Kindern

Sonderleistungen wie z.B. für

Wegfall der vorher möglichen

Stück aus der Gemeinschaft
der Schülerinnen und Schüler
ausgegrenzt.

Oder aber Ganztagsschulen
werden nur noch von Kindern
besucht, deren Eltern die Kos-
ten für das Mittagessen und
den Elternbeitrag tragen kön-
nen.

Vom besten Schulangebot hat
kein Kind etwas, wenn dieses
aus Geldmangel nicht wahr-
genommen werden kann.

121 000 Euro, die dadurch
eingespart werden sollen,
werden den Haushalt nicht
sanieren.

Es muss ein Tabu sein, an der
Verpflegung der Kinder der
ärmsten MitbürgerInnen spa-
ren zu wollen.

Mit diesem Antrag unter-
stützen wir die Forderung der
Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft.



Gegen die
Feinstaubbelastung
Bereits im April 2005 wurde in Wuppertal die nach EU-
Richtlinien zulässige Höchstmenge an Feinstaub gemes-
sen. Schon  in der Ratssitzung am 28. Februar  stellte die
Ratsfraktion der offenen Liste der PDS folgenden Antrag
an die Stadtverordnetenversammlung:

Rußfilter für WSW-Fahrzeuge

Der Rat möge beschließen:

Das Kurbad in Barmen wird nicht
geschlossen, bis es einen ver-
gleichbaren Ersatz im Stadtteil
Barmen gibt.

Das Kurbad muss im Interesse
der Bestandswahrung des Sport-
stättenangebotes für den Frei-
zeitsport, den Schulsport, den
Behindertensport und für medi-
zinische Anwendungen geöffnet
bleiben.

Begründung:
Alle bis jetzt zu diesem Thema
gestellten Anträge sind nicht
entschieden worden (VO/2556/04
und VO/3713/04).

In der BV Barmen gab es eine
einstimmig beschlossene Reso-
lution zum Erhalt des Kurbades,
bis die Schwimmoper wieder-
eröffnet worden ist. (VO/2513/04)
Im vorigen Jahr hat eine Initiative
Unterschriften von mehr als 4000
BürgerInnen für den Erhalt des
Kurbades gesammelt. Nach
Schließung würde den ca.
100.000 in Barmen lebenden
BürgerInnen kein Bad mehr
ortsnah zur Verfügung stehen.

Bisher war es nicht gelungen,
Grundstück und Gebäude des
Kurbades zu verkaufen.

Da auch ein Gebäude, das ge-
schlossen, aber nicht verkauft ist,
Unterhaltungskosten verursacht

Sehr geehrter Herr
Oberbürgermeister,
sehr geehrte Damen und Herren,
es ist unverständlich, dass der
Rat der Stadt sich nicht mit dem
Antrag befassen will, das Kurbad
so lange zu erhalten, bis es einen
gleichwertigen Ersatz in Barmen
gibt.

Es kann einfach nicht sein, dass
entsprechend der beschlossenen
Bäderzielplanung und der ge-
scheiterten Umwidmung der
Schwimmoper 120.000 Bür-

Für die PDS allerdings
gehört der Erhalt eines
M i n d e s t b e s t a n d e s
kommunaler Bäder zum
u n v e r z i c h t b a r e n
Bestand der Daseins-
vorsorge der Stadt.

(Beheizung zur Abwehr von
Frostschäden, Wartung von was-
serführenden Anlagen u. a.) bleibt
die wirtschaftliche Belastung für
dieses Bad ohnehin erhalten.

Das im Grundsatzbeschluss DS
5841/01 genannte Vorhaben, ein
neues Bad zu errichten, ist nicht
verwirklicht worden.

Die Schwimmoper ist kein ver-
gleichbarer Ersatz für Menschen
mit Behinderungen in Barmen
und für den Schwimmunterricht
der Barmer Grundschulen.

gerInnen in ihrem Stadtteil keine
Schwimmmöglichkeit mehr ha-
ben und dass der Rat der Stadt
sich nicht mit dieser Verschlech-
terung der Lebensqualität der
BarmerInnen beschäftigen will.

Der Rat der Stadt muss sich mit
dem PDS- Antrag befassen,  weil
ein im Februar 2004 be-
schlossener Prüfantrag in Bar-
men über privates Investment
einen Schwimmbad-Neubau in
privater Trägerschaft zu ver-

wirklichen, nicht zu einem
positiven Ergebnis gelangt ist und
mit einem positiven Ausgang

auch nicht zu rechnen ist.
Der Rat der Stadt muss sich mit
dem PDS- Antrag befassen, um
den BarmerInnen endlich reinen
Wein einzuschenken.

Das Kurbad muss für Barmen erhalten bleiben!
Antrag und Rede der
PDS-Fraktion vom
28.2.2005

Der Antrag:

Der Rat der Stadt möge be-
schließen:

Alle in Betrieb befindlichen
Linienbusse werden nach der seit
Beginn dieses Jahres geltenden
EU-Rahmenrichtline zur Luft-
qualität (99/03/EG) mit
Rußpartikelfiltern ausgerüstet.

Die ergänzende Finanzierung ist
gegebenenfalls über das Bun-
desverkehrsministerium ein-
zufordern.

Es sollte ein Konzept für den
Ausbau des  Streckennetzes im
öffentlichen Personennahverkehr
entwickelt werden.

Begründung:

Die Luftverschmutzung durch den
Straßenverkehr nimmt in allen
Städten zu. Auch wenn die Luft-
qualität in Wuppertal nicht so
schlecht ist, dass  die Bezirks-
regierung einen Luftreinhalteplan
hätte erstellen müssen, so sollte

Der Busbahnhof am Hauptbahnhof / Döppersberg

alles unternommen werden, um
den Anteil von gesundheits-
schädlichen PM10 (Feinstaub) in
der Luft  zu verringern. Dieselruß
– ein Bestandteil des Feinstaubs
-  ist krebserzeugend, führt zu
Entzündungen der Atemwege,
Verschlimmerung von Asthma,
Husten und zur Abnahme der
Lungenfunktion und vorzeitigem
Sterben. Besonders Kinder sind
den Dieselpartikeln schutzlos
ausgeliefert, da die Schadstoffe
in Kopfhöhe ausgestoßen wer-
den.

Pendler, die auch öffentliche
Verkehrsmittel benutzen könnten,
machen einen erheblichen Teil
des Individualverkehrs in der
Stadt aus. Daher ist es zu dessen
Eindämmung notwendig, den
Ausbau des ÖPNV-Netzes zu
forcieren und die eingesetzten
Fahrzeuge entsprechend der EU-
Luftqualitätsrichtlinie (99/30/EG)
mit Dieselrußfiltern sukzessive
auszurüsten.

Außerdem muss nach den EU-
Vorschriften die Stadt mittels

geeigneter Maßnahmen für die
Einhaltung dieser Grenzwerte
Sorge tragen. Hierzu gehört unter
anderem die Sperrung von
belasteten Bereichen für
Dieselfahrzeuge ohne Parti-
kelfi lter (Fahrverbote). Im
schlimmsten Falle müssen bei
Überschreitung der Grenzwerte
die Busse aus der Innenstadt
ausgeschlossen werden. Dann
würde zeitweise das gesamte
Bussystem zusammenbrechen.
Dies wäre nicht der Fall, wenn die
Busse mit Rußpartikelfiltern
ausgestattet sind.

Mit freundlichem Gruß
PDS-Fraktion im Rat der Stadt
Wuppertal

Folgen
Die Verwaltung beantragte am 2.
Mai, den Antrag der PDS zur
Kenntnis zu nehmen. Der Rat
solle beschließen, die Verwaltung
zu beauftragen „die WSW zu
bitten, über die Ergebnisse der
momentan laufenden Prüfung -
hinsichtlich Aufwand und Fi-
nanzierungsmöglichkeiten für
eine zumindest teilweise Um-
rüstung der vorhandenen Busf-
lotte - zu berichten“.

Ferner solle die Verwaltung be-
auftragt werden, „über die Er-
gebnisse der zur Zeit laufenden
Feinstaubmessungen im ersten
Quartal 2006 zu berichten“.

Die Rede:

Mit der Nichtbefassung will man
sich nur um eine klare Stel-
lungnahme drücken.

Meine sehr geehrten Damen und
Herren Stadtverordnete, befas-
sen Sie sich mit dem Antrag. Die
Menschen haben ein Recht
darauf zu erfahren, dass offen-
sichtlich eine sehr große Mehrheit
im Rat der Auffassung ist, gege-
benenfalls das Kurbad ersatzlos
zu schließen und dass Schulen,
Vereinen, Kindern und älteren

Mitbürgern weite Wege zu einem
Bad zugemutet werden können.

Das Kurbad an der  Friedrich-Engels-Allee in Barmen



60 Jahre Bedrohung sind
genug!
Mehr als 90.000 Menschen mussten sterben, weil am 6. August
1945 die erste Atombombe in der Geschichte der Menschheit in
Hiroshima gezündet wurde.
Auf dem amerikanischen Militärflugplatz Ramstein befindet sich
noch heute das größte Atomwaffenlager der US-Streitkräfte in
Europa. Dieseund alle anderen Atomwaffen müssen abgeschafft
und vernichtet werden!
Die Fraktion der offenen Liste der Linkspartei hat in einem Antrag
den Oberbürgermeister Herrn Peter Jung aufgefordert, sich der

„Erklärung deutscher Bürgermeister zur
Abschaffung von Atomwaffen“

anzuschließen. In der Erklärung verpflichten sich über 130
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, das Anliegen so lange zu
verfolgen, bis die Atomwaffengefahr von ihren Bürgerinnen und
Bürgern genommen wird.
Der Rat der Stadt Wuppertal weigerte sich mehrheitlich, sich mit
dieser Erklärung zu befassen. Ist die Mehrheit des Rates der Stadt
nicht der Meinung des Bürgermeisters von Hiroshima, Tadotoshi
Akiba, dass es „vornehmste Aufgabe eines Bürgermeisters sei, das
Leben und Eigentum der Bürger zu schützen“?
Was hindert den Oberbürgermeister der Stadt Wuppertal, der
Erklärung beizutreten?

Monopolpresse in Wuppertal
Erklärung der Fraktion der offenen Liste der Linkspartei.

Am Samstag, dem 6. August 2005
jährte sich zum 60. Mal der Atom-
bombenabwurf auf Hiroshima durch
die USA.  Aus diesem Anlass  wollte
die Fraktion eine viertelseitige
Anzeige in der „Wuppertaler  Rund-
schau“ oder  in der „Westdeutschen
Zeitung“ schalten.
Beide Zeitungen (Verlagshaus W.
Girardet)  haben ohne Angabe von
Gründen die Veröffentlichung ab-
gelehnt. Wir  sind empört darüber,
dass eine Anzeige mit friedens-
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politischem Inhalt nicht gedruckt
wird.
Anzeigen, auch mehrseitige,
anderer im Rat vertretenen Frak-
tionen wurden in der Vergan-
genheit gedruckt.
Im Januar dieses Jahres sind
wir aktiv beworben worden, eine
Anzeige in einer Beilage der
Rundschau zu schalten, was
auch geschehen ist. Auf der
Titelseite der Ausgabe vom 27.

 Juli   erschien ein redaktioneller

Beitrag über die Arbeit der

9. August 2005

PDS (9.8.2005) zur Ablehnung ihrer Anzeige

Rückblick
Prof. Dr.
Wolfgang
Abendroth (1906-
1985)
Am 15. September diesen
Jahres jährt sich zum zwan-
zigsten Mal der Todestag des
P o l i t i k w i s s e n s c h a f t l e r s
Wolfgang Abendroth, der am 2.
Mai 1906 als Sohn eines
Lehrerehepaars in der damals
noch selbständigen Stadt
Elberfeld geboren wurde.

Wolfgang Abendroth kam früh
in Kontakt zur Arbeiterbewe-
gung und war schon seit 1920
aktiv in kommunistischen
Organisationen tätig, hatte

aber einen eigenen Kopf und wurde
1929 aus der KPD aus-geschlossen.
Das hinderte ihn aber nicht – eigene
Köpfe können durchaus so sein –,
es besser zu wissen als die Partei
und für  seine sozialistischen Ziele
weiter  zu arbeiten.

Er studierte Rechtswissenschaften
und mußte nach seinem Examen
1933 emigrieren. In der Schweiz
konnte er zum Dr. jur. promovieren,
ging dann aber zurück nach
Deutschland. Seine Tätigkeit im
Widerstand brachte ihm zuerst eine
Zuchthausstrafe wegen Hochverrats
ein und dann den Kriegseinsatz im
berüchtigten Strafbataillon 999.

Als Kriegsgefangener in England trat
Abendroth der SPD bei, habilitierte
sich 1947 in Halle, wurde Grün-

dungsrektor der Hochschule in
Wilhelmshaven und lehrte seit
1952 Politikwissenschaften in
Marburg an der Lahn. Durch
seinen engen Kontakt zu den
Gewerkschaften und sein
Festhalten an sozialistischen
Ideen blieb Abendroth seit Beginn
des Kalten Krieges ein akade-
mischer Außenseiter, hatte aber
durchaus großen Einfluß auf die
außeruniversitäre und außerpar-
lamentarische Politik.
Er engagierte sich gegen die Wie-
der-bewaffnung der jungen Bun-
desrepublik und wurde dafür und
wegen Förderung des SDS (der
danaligen Studentenorganisation
der SPD, die gleich mit ausge-
schlossen wurde) 1961 durch den
Ausschluß aus der SPD geehrt.

Während der Studentenbewe-
gung Ende der  sechziger und
Anfang der siebziger Jahre wurde
sein Rat oft gebraucht. Abend-
roths zahlreiche Publikationen,
vor allem zum Verfassungsrecht,
aber auch zur Geschichte der
Arbeiterbewegung, belegen seine
Bedeutung.

Zu Abendroths Schülern gehören
viele Politik- und Sozialwis-
senschaftler, die gewerkschafts-
nahe Positionen vertreten.Im
Jahre 2003 beschloss der Mar-
burger Stadtrat mit den Stimmen
von SPD, Grünen und PDS, eine
Brücke nach Abendroth zu be-
nennen. Bei der Umbenen-
nungsfeier war auch Wolfgang
Abendroths Witwe Lisa  anwe-
send.

Der Rat der Stadt Wuppertal
fordert den Oberbürger-
meister auf, sich der „Er-
klärung deutscher Bürger-
meister zur Abschaffung von
Atomwaffen“ anzuschließen.
Der Oberbürgermeister wirbt
bei seinen AmtskollegInnen in
den Wuppertaler Partner-
städten für deren Unter-
stützung der Erklärung.

Begründung:

In der Ratssitzung vom 31.
März 2003 hat sich der Rat
der Stadt Wuppertal einstim-
mig dafür ausgesprochen, der
weltweiten Kampagne „Cities
for Peace“ beizutreten. Ziel
der Kampagne war und ist es,
sich gegen den Irakkrieg und
für den Frieden in der Welt
einzusetzen.

Dieses Engagement für ein
friedliches Zusammenleben
der Menschheit gilt es fort-
zusetzen.

Im August jährt sich der
Abwurf der Atombomben auf
Hiroshima und Nagasaki zum
60. Mal. EinwohnerInnen der
Städte Hiroshima und Na-
gasaki haben die verhee-
rende  Wirkung der Atom-
bombe am eigenen Leibe
erfahren müssen. Wie andere
Massenvernichtungswaffen
müssen daher auch Kern-
waffen international geächtet
werden.

Atombomben in
Deutschland

Der Schutz der Bevölkerung
kann letztlich nur durch eine
Abschaffung aller Atomwaffen
erreicht werden, auch der
noch knapp 150 in Deutsch-
land gelagerten amerikani-
schen Atombomben.

Welt ohne Atomwaffen

Diese sollte  auf der UN-
Konferenz im Mai d. J. zu
einem verbindlichen Zeit-
plan führen, gemäß dem
die Abschaffung der Atom-
waffen nach Verabschie-
dung einer entsprechenden
Konvention in 2010 be-
ginnen soll. Zugleich ma-
chen sie darauf aufmerk-
sam, dass diesem Ziel
weiterer internationaler
Nachdruck verliehen wer-
den muss. Eine friedliche
und damit auch von
Atomwaffen freie Welt ist
Grundvoraussetzung für
eine gedeihliche Entwick-
lung eines jeden Men-
schen.

130 Bürgermeister

In Übereinstimmung mit der
Entschließung der US-
Konferenz der Bürger-
meister vom 28. Juni 2004
haben bereits 130 deutsche
BürgermeisterInnen die
Erklärung unterschrieben.

Daher fordert der Rat die
Unterschrift seines Ober-
bürgermeisters unter die
Erklärung deutscher Bür-
germeister zur Abschaffung
von Atomwaffen als
grundlegendes friedens-
politisches Zeichen.

Gegen die atomare
Bedrohung!
Antrag der Fraktion vom 28. Februar 2005
Mit dem nachstehenden Antrag   der Fraktion der offenen Liste der
PDS wollte sich die Ratsmehrheit nicht befassen. Um die Öffent-
lichkeit zu erreichen, sollte ein Inserat (siehe rechts)  in der „West-
deutschen Zeitung“ und der „Wuppertaler Rundschau“ geschaltet
werden. Der Girardet-Verlag lehnte die Veröffentlichung ab.

Für dieses Ziel -
Abschaffung aller
Atomwaffen - organi-
sieren die Bürgermeister
von Hiroshima und
Nagasaki seit August 2003
inter-nationale Unter-
stützung.

[Zwischenüberschriften nachträglich
eingefügt]

Linkspartei.PDS in Wuppertal mit
Foto eines Sprechers.
Wie unabhängig und überpar-
teilich ist die Presse Wupper-tals,
dass sie Anzeigen einer
demokratisch gewählten Frak-
tion “grundsätzlich” ablehnt, wie
es in einer Mitteilung des Verla-
ges heißt?


